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Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld zur Zulassigkeit des Blurgerbegehrens Fasanerie

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Bernd Hauschild 14.06.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t, gegen die kommunalaufsichtlichen
Entscheidungen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld vom 09.06.2017 keinen Widerspruch
einzulegen.

Gesetzliche Grundlagen:
8 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Am 03.01.2017 wurde dem Vorsitzenden des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt), Herrn
Dr. Werner Sobetzko vom Birgerbundnis fir Kothen (Anhalt) e. V. ein Blrgerbegehren zur
Fasanerie/Ziethebusch ubergeben.

Das Burgerbegehren des Birgerbindnisses fir Kéthen (Anhalt) e. V. wurde daraufhin
innerhalb der Stadt Kéthen formell und inhaltlich umfassend gepriift.

Im Endergebnis der Prifung bleibt festzustellen, dass es dem Birgerbegehren an einem
hinreichenden und gesetzeskonformen Kostendeckungsvorschlag mangelt, da es keinerlei
Angaben zu den voraussichtlichen Kosten beinhaltet sowie wie diese Kosten letztendlich
finanziert werden sollen. Gleichwohl hat der Stadtrat in seiner Sondersitzung vom
13.02.2017 das Burgerbegehren fur zuléassig erklart.

Der Oberbirgermeister hat daraufhin nach 8 65 Abs. 3 KVG LSA diesem Beschluss
widersprochen. Dem Widerspruch wurde durch den Stadtrat in seiner Sitzung am
27.04.2017 nicht entsprochen und es verblieb bei der Feststellung der Zulassigkeit des
Birgerbegehrens. Daraufhin hat der Oberblrgermeister einen 2. Widerspruch nach § 65
Abs. 3 Satz 5 KVG LSA ausgesprochen und den Sachverhalt dem Landkreis Anhalt-
Bitterfeld als zustdndige Kommunalaufsichtsbehorde zur Entscheidung vorgelegt.

Diese hat mit Verfigung vom 09.06.2017 die Beschlusse des Stadtrates 17/StR/2.So/001
sowie 17/StR/18/001 nach § 146 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA beanstandet und der Kommune
aufgegeben, die Beschliisse in der nachsten, nach Eintritt der Bestandskraft dieser
Verfugung, ordnungsgemal} geladenen Stadtratssitzung aufzuheben. Zudem wurde nach §
147 KVG LSA angeordnet, dass der Stadtrat nach Aufhebung der Beschlisse die
Unzuldssigkeit des Birgerbegehrens festzustellen hat. Zudem wurde die
kommunalaufsichtliche Ersatzvornahme nach § 148 KVG LSA angedroht. Die ausfiihrliche
Verfiigung nebst Begriindung wird dieser Vorlage als Anlage 1 beigefiigt.

Es besteht die Moglichkeit, dass die Stadt Kothen (Anhalt) die Verfugung nach § 154 KVG
LSA anficht. Hierzu misste durch die Stadt Kéthen (Anhalt) zunachst innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe der Verfiigung ein verwaltungsrechtliches
Widerspruchsverfahren eingeleitet werden. Zustéandig fir die Entscheidung, ob Widerspruch
einzulegen ist, ist nach § 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA die Vertretung. Uber die Aufhebung der
oben benannten Beschliisse ist derzeit noch nicht zu befinden, da die Widerspruchsfrist
noch nicht ablaufen ist.

Einem etwaigen Widerspruch der Kommune gegen die kommunalaufsichtliche Verfligung
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld werden seitens der Verwaltung keine Erfolgsaussichten
beigemessen, da das Burgerbegehren keinen ausreichenden von § 26 KVG LSA
geforderten Kostendeckungsvorschlag enthielt und damit die Verfligung des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld rechtm&Rig ist. Zur Begriindung wird als Anlage 2 nochmals der
Prufvermerk der Verwaltung beigefigt; im Ubrigen wird auch auf die aus Sicht der
Verwaltung zutreffende Rechtsauffassung der Kommunalaufsichtsbehdrde (Anlage 1)
verwiesen.

Damit fehlt eine wesentliche Voraussetzung des Blrgerbegehrens; sodass das
Birgerbegehren unzuléssig ist. Ein politischer Ermessenspielraum steht der Vertretung
insoweit nicht zu.

Empfehlung



Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Grinden, dass der Stadtrat beschliel3t, gegen die
kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld vom 09.06.2017
keinen Widerspruch einzulegen.
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Landkreis Anhalt-Bitterfeld / -
0,10 0?

Der Landrat
KREIS DER VIELFALT!
Postanschrift: Landkreis Anhalt-Bitterfeld * 06359 Kothen (Anhalt) Anhalt-Bitterfeld
. . Amt: Kommunalaufsichtsamt
mit Empfangsbekenntnis Besucheradresse: Am Flugplatz 1
06366 Kothen (Anhalt)
Stadt Kothen (Anhalt) Sprechzeiten:  Mo.und Fr.:  09:00 - 12:00
Der Oberbiirgermeister Di. und Do.: 09:00 - 12:00 und 14:00 - 18:00

sowie nach Vereinbarung

Postfach 1259

Auskunft erteilt: Herr Rosenfeldt

06352 Kothen (Anhalt) Zimmer: 280

Telefon: (03496) 60 15 30

Fax: (03496) 60 15 02

E-Mail*: Rene.Rosenfeldt(@anhalt-bitterfeld.de
Datum und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen Datum
04.05.2017, Rei-ci 15/15 84 005-2017-Fasanerie/Ro :, . Juni 2017

Beschliisse des Stadtrates Kothen (Anhalt) zur Zuliissigkeit des Biirgerbegehrens zur Fasanerie
hier: Kommunalaufsichtliche Entscheidung gemil § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA

A Kommunalaufsichtliche Entscheidungen

In der vom Stadtrat Kéthen (Anhalt) entschiedenen Angelegenheit ,,Biirgerbegehren vom 03.01.2017 zur
Fasanerie®, Beschluss Nrn. 17/StR/2.S0/001 und 17/StR/18/001, ergehen folgende kommunalaufsichtli-
che Entscheidungen:

1. Die Beschliisse des Stadtrates Kithen (Anhalt) Nr. 17/StR/2.80/001 vom 13.02.2017 und Nr.
17/StR/18/001 vom 27.04.2017, mit welchen das Biirgerbegehren vom 03.01.2017 zur Fasanerie
fiir zuldssig erklért wird, werden auf der Grundlage des § 146 Abs. 1 Satz 1 Kommunalverfas-
sungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) beanstandet. Sie sind in der néchsten, nach
Eintritt der Bestandskraft dieser Verfiigung ordnungsgemiB geladenen Stadtratssitzung aufzuhe-
ben.

2. Es wird gemil § 147 KVG LSA angeordnet, dass der Stadtrat in der nach Nr. 1 geladenen Stadt-
ratssitzung nach Aufhebung der in Nr. 1 genannten Beschliisse, die Unzuléssigkeit des Biirgerbe-
gehrens zur Fasanerie vom 03.01.2017 feststellt.

3. Sollte die Stadt den Anordnung zu 1. und 2. nicht nachkommen, werden diese per kommunalauf-
sichtlicher Ersatzvornahme nach § 148 KVG LSA umgesetzt.

4. Kosten fiir diese Entscheidung werden nicht erhoben.

Hauptsitz und Hausanschrift der Kreisverwaltung: Bankverbindung des Jugendamtes: Sprechzeiten der Biirgerdmter:
Am Flugplatz 1 IBAN: DE74 8005 3722 3301 0019 46 Montag; 08:00 - 18:00
06366 Kothen (Anhalt) BIC: NOLADE21BTF Dienstag: 08:00 - 18:00

Mittwoch: 08:00 - 14:00
Internet: www.anhalt-bitterfeld.de Donnerstag: 08:00 - 18:00
E-Mail*: post@anhalt-bitterfeld.de Freitag: 08:00 - 14:00

*E-Mail-Adresse nur fiir formlose Mitteilungen ohne elektronische Signatur





B Begriindung

Das Biirgerbiindnis fiir Kéthen (Anhalt) e.V. (nachfolgend: Biirgerbiindnis) iibergab am 03.01.2017 dem
Stadtratsvorsitzenden ein Biirgerbegehren zur Herbeiflihrung eines Biirgerentscheides nach § 26 KVG
LSA in der Angelegenheit ,,Fasanerie und Ziethe-Busch in Kéthen - vollumfiéingliche Aussetzung der
Abholzungs- Durchforstungs- u. Verjiingungsmafinahmen®.

Die vom Biirgerbiindnis iibergebenen Unterlagen wurden in der Folge von der Stadtverwaltung formell
und materiell gepriift. Es wurde festgestellt, dass es dem Biirgerbegehren an einem hinreichenden und
gesetzeskonformen Kostendeckungsvorschlag mangele, da es keinerlei Aussagen zu den voraussichtli-
chen Kosten beinhalte.

Darauthin wurden dem Stadtrat fiir seine Sitzung am 13.02.2017 (2. Sondersitzung) mittels Beschluss-
vorlage Nr. 20147025/1 empfohlen, das Biirgerbegehren des Biirgerbiindnisses als unzuléssig festzustel-
len. Der Stadtrat hatte mehrheitlich gegen die Empfehlung der Stadtverwaltung votiert und das Biirger-
begehren fiir zul4ssig erachtet (Beschluss Nr. 17/StR/2.S0/001).

Am 22.02.2017 legte der Oberbiirgermeister auf der Grundlage des § 65 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA Wi-
derspruch beim Stadtratsvorsitzenden ein und begriindete nochmals ausfiithrlich, warum aus Sicht der
Stadtverwaltung das Biirgerbegehren unzuléssig sei. Dariiber hinaus machte er deutlich, dass es sich bei
der Zuléssigkeitsentscheidung um eine an Recht und Gesetz gebundene und insbesondere um keine po-
litische mit Ermessen versehene Entscheidung handele.

Der Stadtrat befasste sich in seiner Sitzung am 27.04.2017 erneut mit der Zuldssigkeit des Biirgerbegeh-
rens gemiB § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA und blieb im Ergebnis mehrheitlich bei seiner Entscheidung
vom 13.02.2017, dass das Biirgerbegehren zuldssig sei.

Am 04.05.2017 widersprach der Oberbiirgermeister diesem Beschluss erneut und legte die Angelegen-

heit der Kommunalaufsichtsbeh6rde nach § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA am 09.05.2017 zur Entscheidung
vor.

II.

zu 1.

Die Kommunalaufsichtsbehorde hat die vom Oberbiirgermeister im Rahmen eines Verfahrens nach § 65
Abs. 3 Satz 5 KVG LSA vorgelegte Angelegenheit ,,Biirgerbegehren vom 03.01.2017 zur Fasanerie” zu
entscheiden. Entscheidung bedeutet dabei jedoch nicht, die Zuldssigkeit oder Unzuléssigkeit des Biirger-
begehrens festzustellen, sondern iiber die RechtmiBigkeit des Stadtratsbeschlusses, welcher die Zulés-
sigkeit des Biirgerbegehrens festgestellt hat, zu befinden. Die Kommunalaufsichtsbehérde kann dazu
insbesondere einen Beschluss des Stadtrates der Stadt Kothen (Anhalt) beanstanden und verlangen, dass
dieser von der Stadt binnen einer angemessenen Frist aufgehoben wird, wenn dieser das Gesetz verletzt
(§ 146 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA).





a)

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld ist die fiir die Stadt Kéthen (Anhalt) zustdndige Kommunalaufsichtsbe-
horde (§ 144 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA).

b)

Die Beschliisse des Stadtrates Nr. 17/StR/2.S0/001 und 17/StR/18/001 verstoBen gegen § 26 Abs. 3 Satz
1 KVG LSA und sind daher gesetzeswidrig. Das Biirgerbegehren hitte wegen des nicht den gesetzlichen
Anspriichen geniigenden Kostendeckungsvorschlages nicht als zulissig festgestellt werden diirfen.

aa)

Die Voraussetzungen, die ein Biirgerbegehren erfiillen muss, damit der Stadtrat dieses als zuldssig
feststellen kann, ergeben sich aus § 26 Abs. 1 bis 5 KVG LSA.

Gemil § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA muss das Biirgerbegehren u.a. einen nach den gesetzlichen
Bestimmungen durchfithrbaren Vorschlag fiir die Deckung der mit der Ausfiihrung der Sachentschei-
dung entstehenden Kosten enthalten. Damit sollen sich die Biirger bei der Unterzeichnung des Be-
gehrens iiber die finanziellen Auswirkungen ihres Begehrens im Klaren sein.

Der Kostendeckungsvorschlag muss grundsétzlich konkrete Feststellungen zu den voraussichtlichen
Kosten (einschliellich von Einnahmeausfillen) sowie die Beschreibung der - nicht gegen rechtliche
Bestimmungen verstoBenden - Mittel und Wege, auf denen die Kosten aufgebracht bzw. Einsparun-
gen verwirklicht werden sollen, enthalten (OVG Magdeburg, Beschluss v. 07.02.2014, 4 L 208/12).
Beziiglich der Kostenhohe reicht es dabei aus, wenn iiberschligige, aber schliissige Angaben iiber die

geschiétzte Hohe der zu erwartenden Kosten einschlieBlich etwaiger Folgekosten gemacht werden
(OVG Liineburg, NVwZ-RR 2004, S. 62).

Der Kostendeckungsvorschlag des Biirgerbegehrens wird zumindest den gesetzlichen Anforderungen
nicht gerecht, soweit das Biirgerbegehren die Erstellung von Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzep-
tionen unter Mitwirkung von Natur- und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des
Naturschutzes fordert. Der Kostendeckungsvorschlag des Biirgerbegehrens geht selbst davon aus,
dass diese Konzeptionen Mittel erfordern (,,die notwendigen Mittel), bei denen, sofern der Stadtrat
das Erfordernis der Konzeptionen nicht erkennt, die Gegenfinanzierung auf Initiative der Biirgerbe-
wegung durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Biirger sowie von regionalen und iiberregio-
nalen Organisationen und Korperschaften (Spenden und Sponsoring) erfolgt.

Zum einen fehlen die fiir einen gesetzeskonformen Kostendeckungsvorschlag erforderlichen, zumin-
dest liberschldgigen aber schliissigen, Angaben zu den Kosten vorliegend génzlich. Sofern den Initi-
atoren des Biirgerbegehrens die dafiir erforderlichen Kenntnisse fehlen, hétten sie die Stadt um ent-
sprechende Hilfestellung bitten sollen, zu welcher die Stadt auch verpflichtet ist (§ 26 Abs. 3 Satz 2
KVG LSA). Ein solches Hilfeersuchen gab es jedoch ausweislich des Priifungsergebnisses der Stadt-
verwaltung (S. 14) nicht.





Zum anderen entspricht der Deckungsvorschlag, die notwendigen Mittel iiber Spenden und Sponso-
ring auf freiwilliger Basis einzuwerben, nicht den gesetzlichen Anforderungen. Denn ein auf Freiwil-
ligkeit beruhender Kostendeckungsvorschlag, dem zumal die Basis wegen der nicht zumindest iiber-
schlagig benannten Kosten fehlt, kann nicht nach den gesetzlichen Bestimmungen durchgefiihrt wer-
den. Es fehlt die Gewihr dafiir, dass die Sammlungen erfolgreich sein werden, insbesondere wenn
spéter die Hohe des zu deckenden Betrages fiir die Biirger offenkundig wird (vgl. PdK Sachsen-
Anbhalt, Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, § 26 Biirgerbegehren, 2.1.4.5 Vor-
schlag fiir die Deckung der Kosten (§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA), beck-online).

Anhaltspunkte dafiir, dass es im konkreten Fall eines Kostendeckungsvorschlages ausnahmsweise
nicht bedarf, also dass die beantragte MaBnahme keine Kosten oder Einnahmeausfille verursacht
oder offensichtlich die giinstigere zu einem von der Stadt initiierten Vorhaben darstellt (VG Olden-
burg, NVwZ-RR 2006, S. 58) sind nicht erkennbar.

Insofern entspricht der Kostendeckungsvorschlag im Biirgerbegehren nicht den gesetzlichen Anfor-
derung nach § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA.

bb)

Gemal § 26 Abs. 6 Satz 1 KVG LSA hat der Stadtrat unverziiglich, spétestens innerhalb von sechs
Wochen nach Eingang aller fiir die Zuléssigkeit des Biirgerbegehrens erforderlichen Unterlagen, die
Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens festzustellen.

Der Stadtrat hat fristgemiB das Biirgerbegehren am 13.02.2017 erstmals behandelt. Im Ergebnis
wurde der Verwaltungsvorschlag, welcher die Feststellung der Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens
(wegen des fehlenden Kostendeckungsvorschlages) zum Inhalt hatte, mehrheitlich abgelehnt. Glei-
ches erfolgte auf Grund der erneuten Behandlung gemill § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA am
27.04.2017.

Bei der Entscheidung iiber die Zuléssigkeit eines Biirgerbegehrens hat die Vertretung keinen Beur-
teilungsspielraum und keinen politischen Ermessensspielraum (PdK Sachsen-Anhalt, Kommunalver-
fassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, § 26 Biirgerbegehren, 3. Entscheidung iiber die Zulés-
sigkeit, beck-online). Entscheidungsmalfgeblich ist einzig und allein, ob die gesetzlichen Bestimmun-
gen fiir das Biirgerbegehren eingehalten wurden. Darauf wurde der Stadtrat sowohl in den Sitzungs-
vorlagen fiir beide Stadtratssitzungen als auch im Widerspruch des Oberbiirgermeisters vom
22.02.2017 ausdriicklich hingewiesen.

Ausweislich des Sitzungsprotokolls der Stadtratssitzung vom 13.02.2017 wurde dem Umstand, dass
die Zulassigkeit des Biirgerbegehrens nur an Hand der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen
zu bewerten ist, keine grofere Aufmerksamkeit geschenkt. Jedenfalls wurde der fehlende Kostende-
ckungsvorschlag und damit der Grund fiir die von der Verwaltung beantragte Unzuldssigkeitsfest-
stellung nicht thematisiert. Es wurde allerdings aus den Reihen der CDU-Fraktion deutlich gemacht,
,.dass die Biirger der Stadt miindig sind, iiber den Inhalt des Biirgerbegehrens abstimmen zu kénnen.
Deshalb folgt die Mehrheit der CDU-Fraktion der Verwaltung nicht, das Biirgerbegehren fiir unzu-
lassig zu erkldren®. Die tibrigen Wortmeldungen setzten sich inhaltlich mit dem Ziel des Biirgerbe-
gehrens, dessen Anlass bzw. dessen Wortwahl auseinander.





Auch in der Stadtratssitzung am 27.04.2017 gab es keine Auseinandersetzung mit dem fehlenden
Kostendeckungsvorschlag. Ein Stadtratsmitglied hat lediglich erklért, dass die Ablehnung des Biir-
gerbegehrens kein angemessener Umgang gegeniiber den Biirgern bei 3.000 Unterschriften sei.

Eine erkennbare Auseinandersetzung mit den Argumenten der Stadtverwaltung im Hinblick auf die
Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens gab es in beiden Stadtratssitzungen nicht.

Im Ergebnis hat der Stadtrat die ihm vom Gesetzgeber zugewiesene Entscheidungsbefugnis rechts-
widrig ausgeiibt, da er seine Entscheidung nicht auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen
getroffen hat. Denn danach wire das Biirgerbegehren wegen des fehlenden Kostendeckungsvorschla-
ges als unzuldssig zuriickzuweisen gewesen.

c)

Die Kommunalaufsichtsbehérde kann Beschliisse der Kommune, die das Gesetz verletzen, beanstanden
und verlangen, dass sie von der Kommune binnen einer angemessenen Frist aufgehoben werden (§ 146
Abs. 1 Satz 1 KVG LSA). Die Entscheidung dariiber steht im pflichtgemiBen Ermessen der Kommu-
nalaufsichtsbehérde. In Ausiibung dessen werden die Stadtratsbeschliisse Nr. 17/StR/2.S0/001 vom
13.02.2017 und Nr. 17/StR/18/001 vom 27.04.2017 beanstandet, und deren Aufhebung verlangt, was
sowohl geeignet als auch erforderlich und angemessen ist.

Die Beanstandung verbunden mit dem Aufhebungsverlangen ist geeignet, den Stadtrat anzuhalten, eine
gesetzeskonforme Entscheidung in Bezug auf Zulassigkeit des Biirgerbegehrens zu treffen. Sie ist auch
erforderlich, da auf Grund des bisherigen Verfahrens nicht erkennbar ist, dass der Stadtrat seine bisher
vertretene und durch die Beschliisse zum Ausdruck gebrachte Auffassung durch einen einfachen kom-
munalaufsichtlichen Rechtshinweis dndert. Die Beanstandung und das Aufhebungsverlangen sind auch
nicht unangemessen und damit unverhéltnisméBig, da dem an Recht und Gesetz ausgerichteten Handeln
der Stadt (§ 1 Abs. 1 KVG LSA) in Gestalt einer rechtméBigen Entscheidung tiber die Zuldssigkeit des
Biirgerbegehrens ein hoheres Gewicht beizumessen ist, als dem Festhalten an einer rechtswidrigen Be-
schlussfassung, welches zur Zulédssigkeit eines an sich unzulissigen Biirgerbegehrens fithren wiirde. Ins-
besondere die sich aus dieser rechtswidrigen Entscheidung ergebenden Auswirkungen fiir die Rechtma-
Bigkeit nachfolgender Handlungen und auf den Haushalt der Stadt sind nicht abschétzbar.

d)

Die fiir die Aufhebung der Beschliisse vorgegebene Frist ist auch angemessen im Sinne des § 146 Abs.
1 Satz 1 KVG LSA. Denn sie gibt der Stadt die Moglichkeit, die Bestandskraft dieser Verfiigung, ggf.
unter Ausnutzung von Rechtsbehelfen, abzuwarten, bevor dem Stadtrat die Angelegenheit zur Entschei-
dung vorzulegen ist.

e)
Auf die vorherige Anhorung der Stadt wurde in Anwendung des § 1 Abs. 1 VwV{G LSA i.V.m. § 28

Abs. 2 VwVTG verzichtet, da die Sachlage ebenso wie die Positionen von Stadtverwaltung und Stadtrat
bekannt sind.





zu 2.

Erfiillt die Kommune die ihr gesetzlich obliegenden Pflichten nicht, kann die Kommunalaufsichtsbe-

horde anordnen, dass die Kommune innerhalb einer angemessenen Frist die notwendigen MafBnahmen
durchfiihrt (§ 147 KVG LSA).

Gemih § 26 Abs. 6 Satz 1 KVG LSA hat der Stadtrat unverziiglich, spitestens innerhalb von sechs Wo-
chen nach Eingang aller fiir die Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens erforderlichen Unterlagen, die Zulés-
sigkeit des Biirgerbegehrens festzustellen. Im vorliegenden Fall hitte der Stadtrat rechtskonform bereits
in seiner Sitzung am 13.02.2017 die Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens feststellen miissen. Auf Grund
des Widerspruchsverfahrens nach § 65 Abs. 3 KVG LSA hat sich das gesetzliche Zeitfenster verlingert.

Da fiir den Fall, dass die Stadt dem Aufhebungsverlangen unter 1. nachkommt und die genannten Be-
schliisse authebt, noch keine rechtméBige Entscheidung iiber die Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens ge-
troffen wurde, besteht die gesetzliche Pflicht, dariiber unverziiglich zu befinden. In Ausiibung des der
Kommunalaufsichtsbehrde zustehenden pflichtgem#Ben Ermessens wird daher die Anordnung getrof-
fen, die Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens vom 03.01.2017 in derselben Stadtratssitzung festzustellen,
in der tiber die Aufthebung der Beschliisse befunden wird.

Auch die Anordnung ist geeignet, den Stadtrat anzuhalten, eine gesetzeskonforme Entscheidung in Be-
zug auf Zulédssigkeit des Biirgerbegehrens zu treffen. Sie ist auch erforderlich, da es fiir den Fall der
Weigerung der Stadt, die Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens festzustellen, kein milderes kommunalauf-
sichtliches Mittel gibt. Die Anordnung ist auch nicht unangemessen und damit unverhiltnismaBig. Es
wird auf die Ausfithrungen unter 1c) verwiesen. Beziiglich der Angemessenheit der Fristsetzung wird
auf 1d) verwiesen.

zu 3.

Kommt die Kommune einer Anordnung der Kommunalaufsichtsbehérde nach den §§ 145 bis 147 nicht
innerhalb der bestimmten Frist nach, kann die Kommunalaufsichtsbehérde die Anordnung anstelle und
auf Kosten der Kommune selbst durchfithren oder die Durchfiihrung einem Dritten tibertragen (§ 148
KVG LSA).

Fiir den Fall, dass die Stadt den Anordnungen unter 1. und 2. nicht nachkommt, wird die Kommunalauf-
sichtsbehorde in Austibung ihres pflichtgeméBen Ermessens die Anordnungen anstelle der Stadt selbst
durchzufiihren.

zu 4.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 VwKostG LSA in der derzeit giiltigen Fassung.

C Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landkreis
Anhalt-Bitterfeld, Am Flugplatz 1, 06366 Kothen (Anhalt), schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt
werden.





D Hinweis

Unabhingig vom Biirgerbegehren bestand zu jederzeit und besteht auch zukiinftig die Méglichkeit, aus
der Mitte des Stadtrates mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Stadtriten einen Biirgerentscheid zur
Zukunft der Fasanerie zu initiieren (§ 27 Abs. 2 KVG LSA).

q’\

Landrat






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Verfügung des LK ABI vom 09.06.2017.pdf


ANLAGE 2

|. Sachverhalt

1. Am 03.01.2017 Ubergab Herr Hartmut Stahl dem Vorsitzenden des Stadtrates, Herrn
Dr. Werner Sobetzko, einen Ordner mit Listen zum ,Birgerbegehren Fasanerie / Ziethe-
Busch®. Noch am selben Tage legte Herr Dr. Sobetzko die Unterschriftenlisten dem Stellver-
treter des Oberburgermeisters, Herrn Alexander Frolow, vor.

Den Unterschriftenlisten ist ein Schreiben der Herren Hartmut Stahl und Dr. Wolfgang Gahler
vom 03.01.2017 an den Vorsitzenden des Stadtrates beigefugt. In der Betreffzeile heil3t es:

,Ubergabe der Unterlagen zum Biirgerbegehren ,Fasanerie / Ziethebusch*.

Dem Anschreiben selbst sind als Anlagen ein als Begehungsprotokoll v. 24.08.2016 be-
zeichnetes Schriftstiick sowie ein von den Herren Stahl und Dr. Gahler unterzeichnetes und
mit der Uberschrift ,Blrgerbegehren an den Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) nach § 26
KVG LSA zur Herbeifihrung eines Birgerentscheids nach 8§ 27 KVG LSA* versehenes
Schreiben beigeflgt.

Der weitere Inhalt der Schriftstiicke muss hier nicht wiedergegeben werden, er kann der An-

lage entnommen werden.
2. Die beigefligten Unterschriftenlisten haben folgenden woértlichen Inhalt:
Blurgerbegehren nach 8§ 26 KVG LSA zur Herbeifihrung eines Birgerentscheids nach

§ 27 KVG LSA
Angelegenheit : Fasanerie und Ziethe-Busch in Kodthen - vollumfangliche Aussetzung der

Abholzungs-, Durchforstungs- u. Verjingungsmal3nahmen
Beginn der Unterschriftensammlung nach § 26 Abs. 4 KVG LSA: ab 18. August 2016

Sachdarstellung:

Die ,Fasanerie” - denkmalgeschutzter Landschaftspark im Herzen der Stadt Kdthen - be-
wegt seit Jahren die Gemiiter. Sei es durch umfallende Baume, Vernassung. Kahlschlag-
und AbholzungsmalRnahmen oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf Einzelflachen
von einem halben Hektar geplanten Kahlschlage wurde im Marz 201 1 eine Unterschriften-
sammlung gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Blrger weitestgehend

angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Beschlussvorlage 2012005/5
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(1) das Betriebswerk flir den Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen" zur Kenntnis genommen und in
Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren Betreuung in den nachsten 10 Jah-
ren ausschlief3lich unter forstwirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgt. Natur- und denkmal-
fachliche sowie kulturelle Belange bleiben unbertcksichtigt. Es soll ein Waldumbau aus-
schlieBlich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien erfolgen. Insgesamt soll auf den Flachen
laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine Gesamtnutzung von 2.537

Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste MalRnahmen im Winterhalbjahr
2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahlschlag
auf einer Flache von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 gm) zu Ver-
wuistungen und Zerstérungen, u. o. durch Anlage von Rickegassen, gefuhrt. Fur den
Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere MalRBhahmen auf einer Flache von 8,7 Hektar (87.000
gm) vorgesehen. Damit dirften weitere unkontrollierte und grof3flachige Zerstérungen von
unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten- und Fleder-
mausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der ¢kologischen
und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebusches nicht ansatz-
weise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Birgerschaft - wenn auch vielleicht forst-
wirtschaftlich noch fir sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Perspektive jedoch fiir falsch
gehalten und mit Unverstandnis begegnet.

Deshalb soll mittels eines Blrgerentscheids Uber folgende mit Ja oder Nein zu beantworten-

de Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.

Sachentscheidung:

Stimmen Sie dafur, dass samtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiir den Forstbe-
trieb fir den Stadtwald Kothen mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebsnummer
74) insbesondere und speziell fiir die Fl&chen und Baumbesténde des ,Ziethe-Busches" und
der ,Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjingungsmalfinahmen bis
langstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach unter Bertcksichtigung
natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, die
zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fach-
organisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in Verantwortung eines aus einem
breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Entscheidungsgremiums unter Beruck-
sichtigung der in den Konzeptionen festgelegten Sachverhalte, Kriterien und Aspekte

fortgefihrt, geandert und/oder neu aufgenommen zu werden? (Ja / Nein)

Kostendeckung:

Fur die Einstellung der im Betriebswerk fiir den Forstbetrieb Stadtwald Kéthen mit Gultigkeit
01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fur die genannten Flachen und Besténde
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vorgesehenen MaRnahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der Kommune
keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgefiihrten und in der brei-
ten Bevdlkerung zu Empérung und Missmut gefiihrten Aktivitdten waren defizitar (Informati-
onsvorlage 2016081/l). Auch die geplanten MalRnahmen fir den Herbst/Winter 2016/2017
weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus.

Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Personal-
und Sachaufwand).

Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkon-
zeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfanglich be-
reitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Blrgerbewegung die Gegenfinanzierung
durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Blrger sowie von regionalen und tberregiona-
len Organisationen und Kdrperschaften (Spenden und Sponsoring). Dartiber hinaus haben
sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereiterklart, an den Konzeptionen
ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die Thematik hat mittlerweile Uber

Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerksamkeit gefunden.

Interessenvertretung:

Herr Hans-Joachim Scholz, Herr Dr. Wolfgang Gehler und Herr Hartmut Stahl - alle wohnhaft
in Kothen (Anhalt) und den Beteiligten personlich bekann - sollen das Anliegen einzeln ge-
genluber dem Stadtrat und der Verwaltung auch im Namen der Unterzeichner vertreten (8 26
Abs. 3 S. 3 KVG LSA).

Initiator: Burgerbindnis fur Kéthen (Anhalt) e.V.
Liste Nr.: Ziffer/ 2016 (nur gultig mit Originalunterschrift eines Interessenvertreters),
Sammelstelle der Listen: Schwarzes Ross, Neustadter Platz 14, 06366 Kéthen (Anhalt)

Es folgen auf der Rickseite die handschriftlichen Angaben der Unterstiitzer des Biirgerbe-

gehrens.

II. Zulassigkeit des Burgerbegehrens

1. Der Wortlaut der mit dem Burgerbegehren verbundenen Fragestellung

L,Stimmen Sie dafir, dass samtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiur den Forst-
betrieb fur den Stadtwald Kéthen mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebs-
nummer 74) insbesondere und speziell fiir die Fldchen und Baumbestdnde des ,Ziethe-

Busches" und der ,Fasanerie” geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjin-
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gungsmafinahmen bis langstens 31. Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach un-
ter Berucksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und
Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-
schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in
Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-
scheidungsgremiums unter Berlcksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten
Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgefiihrt, geédndert und/oder neu aufgenommen zu
werden? (Ja / Nein)“

als auch der Wortlaut der Ausfihrungen unter dem Stichpunkt ,Sachdarstellung®

,Fur den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere MalRhahmen auf einer Flache von 8,7
Hektar (87.000 gm) vorgesehen. Damit dirften weitere unkontrollierte und grof3flachige
Zerstdérungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, In-

sekten- und Fledermausarten zur Tatsache werden.

sind geeignet, den Eindruck erwecken, dass sich das Blrgerbegehren einerseits gegen den
Beschluss des Stadtrates vom 21.06.2012 (2012005/(5) Uber das Forstliche Einrichtungs-
werk fir die Waldflachen der Stadt Kéthen (Anhalt), Betriebswerk flr den Forstbetrieb
~otadtwald Kdéthen, bzw. gegen den Beschluss des Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-
schusses des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 14.07.2016 Uber forstwirtschaftliche
MalRnahmen 2016/2017 in der Fasanerie, bekanntgegeben im Amtsblatt Nr. 8/ 2016 der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 26.08.2016, richtet und anderseits auf das Ziel der Durchfiihrung
einer MaRnahme, namentlich der Erstellung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Er-
haltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-

schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes, abzielt.

Das Birgerbegehren vereint in sich also zwei wesentliche Ziele:

Zum einen geht es darum, dass samtliche u. a. auch die nach dem Betriebswerk fir den
Forstbetrieb ,Stadtwald Kdthen* mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebsnum-
mer 74) fur die Flachen und Baumbestande des ,Ziethe-Busches" und der ,Fasanerie" ge-
planten Abholzungs-, Durchforstungs- und Verjingungsmafnahmen bis langstens 31. De-

zember 2018 zumindest ausgesetzt werden.
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Zum anderen fordert das Birgerbegehren die Erstellung (neuer) natur-, arten- und denkmal-
schutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur-

und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes.

Diese Differenzierung ist ggf. auch bei der Priifung der Zulassigkeit des Birgerbegehrens zu
beachten. Gleichwohl ist ein Birgerbegehren nicht nur gegen Beschlisse der Vertretung
moglich sondern kann auch dazu dienen, die Kommunalverwaltung zu einer bestimmten

MalRnahme zu veranlassen.

2. Malgeblicher Zeitpunkt fir die Beurteilung der Zulassigkeit des Birgerbegehrens ist
die Sach- und Rechtslage am Tag des Antrageingangs (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunal-
verfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.15), vorliegend also
der 03.01.2017. Nach diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetz-
lich vorgeschriebene Kriterien kdnnen nur noch in Form eines neuen Birgerbegehrens be-
riicksichtigt werden (vgl. Miller/ Wiegand, a. a. O., § 26 S. 15).

3. Rechtsgrundlage des Birgerbegehrens ist § 26 KVG LSA. Gemal § 26 Abs. 1 Satz
1 KVG LSA koénnen die Blrger mit einem Blrgerbegehren beantragen, dass sie Uber eine
Angelegenheit der Kommune selbst entscheiden. Ziel ist die Herbeiflhrung eines Blrgerent-
scheids gemal § 27 KVG LSA. Das Birgerbegehren ist an strenge, unabdingbare formelle
Voraussetzungen geknupft.

So konnen Gegenstand eines Birgerbegehrens nur Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Kommune sein, die in der Entscheidungszustandigkeit der Vertretung lie-
gen und zu denen nicht innerhalb der letzten zwei Jahre ein Birgerentscheid durchgefiihrt
worden ist (8 26 Abs. 2 S.1 KVG LSA). Das Birgerbegehren muss die begehrte Sachent-
scheidung in Form einer mit Ja oder Nein zu beantwortenden Frage, eine Begriindung und
einen gesetzmaligen Vorschlag fir die Deckung der mit der Ausfiihrung der Sachentschei-
dung verbundenen Kosten enthalten (8 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA). Es muss bis zu drei
Personen benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichner zu vertreten (§ 26 Abs. 3 Satz 2
KVG LSA). Das Burgerbegehren ist schriftlich einzureichen (§ 26 Abs. 5 Satz 1 KVG LSA)
und muss — im Falle der Stadt Kéthen (Anhalt) — von mindestens 10 Prozent héchstens je-
doch von 2.000 stimmberechtigten Burgern unterzeichnet sein (8§ 26 Abs. 4 2. Alt. KVG LSA).
Auf die Einhaltung der Sechs-Wochen-Frist gemal} § 26 Abs. 5 Satz 2 KVG LSA kommt es
dann an, wenn sich das Birgerbegehren (zumindest auch) gegen einen Beschluss des

Stadtrates richtet, der ortsiiblich bekannt gegeben worden ist.
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4. Die Einhaltung des Quorums wird gesondert festgestellt und ist Gegenstand einer
Prufung, anhand des Wahlerverzeichnisses. Antragsberechtigt sind gemafld § 26 Abs. 1,
Abs. 4 KVG LSA die gemal 88 21 Abs. 2, 23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Burger.
Die auf den Unterschriftenlisten dafir vorgesehenen Angaben sind gemal
§ 56 Satz 2 KWG LSA (Name, Vorname, Anschrift, Tag der Geburt) grundsatzlich erforder-
lich aber auch ausreichend. Fir die Prifung ist auch hier der Tag des Einganges des An-
trags mafdgeblich (8 56 Satze 1 und 3 KWG LSA). Sollten im Einzelfall unvollstandige Anga-
ben gemacht worden sein, ist die Stadt Kothen (Anhalt) nicht verpflichtet, diese Angaben zu
erganzen, da das Gesetz die Beibringung der geforderten Nachweise durch die Blrger vor-
schreibt (vgl. VG Halle, Beschluss vom 20.10.1998 — B 1 K 1461/98 -).

5. Antragsberechtigt sind gemaf § 26 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA die nach 88 21 Abs. 2,
23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Blrger.

6. Unzweifelhaft ist die Schriftform gewahrt. Uber die Angelegenheit, die das Biirgerbe-
gehren zum Gegenstand hat, ist innerhalb der letzten zwei Jahre auch kein Blrgerentscheid

aufgrund eines Birgerbegehrens durchgefiihrt worden.

7. Insbesondere handelt es sich nicht um eine Angelegenheit des Ubertragenen Wir-
kungskreises und auch nicht um eine Angelegenheit, die kraft Gesetzes dem Biirgermeister
obliegt (8 26 Abs. 2i.V.m. 88 6, 66 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA).

Alle MalRnahmen im Zusammenhang mit der ,Fasanerie® und dem ,Ziethe-Busch®, die aus
dem Betriebswerk fur den Forstbetrieb fir den Stadtwald Kéthen resultieren, folgen im We-
sentlichen aus der Eigentiimerstellung. Sie dienen nicht nur dem Erhalt, der Bestandspflege
und Entwicklung der Gebiete sondern primér auch der Verkehrssicherung und sind daher
ohne Zweifel schon aus diesem Grund eine Angelegenheit der Gemeinde. Denn die Pflicht
zur Verkehrssicherung — jedenfalls soweit es die Wege im Inneren der Bereiche betrifft —
entspringt moglicherweise ohnehin allein nur der Eigentumerstellung der Stadt Kéthen (An-
halt) und ist deshalb nicht einmal zwingend als staatliche/hoheitliche Angelegenheit zu quali-
fizieren. Aber selbst wenn es sich bei den Wegen um o6ffentliche Stral3en im Sinne des § 2
Abs. 1 StrG LSA handeln sollte — fir die Gemeindestral3en entlang der Fasanerie (Fasane-
rieallee, Joachimiallee) trifft dies in jedem Falle zu — und deshalb die Verkehrssicherung ge-
mafl 8§ 10 Abs. 1 StrG LSA eine hoheitliche Tatigkeit darstellt, ist diese als pflichtige Selbst-
verwaltungsaufgabe dem eigenen Wirkungskreis geméa? 8 5 KVG LSA zuzuordnen (vgl.

Reich in: Kommunalverfassung fir das Land Sachsen-Anhalt, 8§ 4 Rdnr. 3).
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Auch der Umstand, dass es sich zumindest bei der ,Fasanerie* aufgrund der Verordnung
vom 17.11.2009 um einen gemal 88 29, 35, 39 NatSchG LSA geschutzten Landschaftsbe-
standteil handelt, &ndert hieran nichts sondern fihrt allenfalls dazu, dass die Stadt als
Grundeigentiimer und Nutzungsberechtigte gemaR § 57 Abs. 1 NatSchG LSA dazu verpflich-
tet ist, Pflege- und EntwicklungsmalRnahmen fir den geschitzten Landschaftsbestandteil,
welche durch die Naturschutzbehérden auf Grundlage eines Pflege- und Entwicklungsplanes
ergriffen werden, der unter ihrer Beteiligung zustande kommen muss und die Maf3nahmen
flursticksgenau und verbindlich regelt, zu dulden. Sie wird gleichsam dazu verpflichtet,
eventuell in eigener Regie ersonnene Mal3nahmen gemal § 4 der Verordnung mit der Na-
turschutzbehdrde abzustimmen, was einem Genehmigungsvorbehalt gleichkommt, da diese
ansonsten gemal § 3 der Verordnung verboten wéren.

Soweit das Begehren also auch darauf abzielt, neue natur-, arten- und denkmalschutzfachli-
che Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen erstellen zu lassen, muss dies in Abstim-
mung und mit Zustimmung der Naturschutzbehérde erfolgen, da sie ansonsten wertlos sind,
weil sie ohne deren Genehmigung nicht - ohne gegen ein Verbot zu verstoRen - umsetzbar

waren.

Zwar dirften zumindest notwendige MaRnhahmen zur Verkehrssicherung als Geschéfte der
laufenden Verwaltung in der Regel in die Zustandigkeit des Blrgermeisters fallen (8 66 Abs.
4 KVG LSA). Mit Blick auf den Umfang der notwendigen Malinahmen und der damit verbun-
denen Kosten, liegt hier jedoch kein Geschéft der laufenden Verwaltung vor.

8. Ferner steht dem Biirgerbegehren auch nicht die Vorschrift des § 26 Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 bis 8 KVG LSA entgegen. Danach kdnnen die dort abschlieend aufgezahlten Sach-

verhalte nicht Gegenstand eines Blrgerentscheids sein.

8.1 Insbesondere liegt mit dem Biirgerbegehren kein Verstol3 gegen § 26 Abs. 2 Satz 2
Nr. 3 KVG LSA vor. Demnach ist ein Burgerbegehren unzuléassig Uber die Haushaltssatzung,
einschlieB3lich der Haushaltsplane. Auch ein Birgerbegehren, welches sich materiell auf den
Haushalt auswirkt, kann Uber die Hausaltssatzung unzulassig sein. Ob dies der Fall ist, dirf-
te abhéngig sein von der Hohe der notwendigen Aufwendungen im Verhaltnis zum Umfang
der insgesamt zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel. Kaum zweifelhaft dirfte sein, dass
die Erstellung neuer natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und
Schutzkonzeptionen mit Kosten verbunden sein dirfte. Wie dem Entwurf des Haushaltspla-
nes des Landkreises Anhalt-Bitterfeld fir das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen ist, veran-
schlagt dieser fir die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entspre-

chung seiner Verordnung uber die Festsetzung der ,Fasanerie Kéthen® als geschutzten
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Landschaftsbestandteil allein Kosten in Hohe von 50.000 Euro. Die Initiatoren des Blirgerbe-
gehrens selber machen zu den voraussichtlichen Kosten der von ihnen begehrten Maf3nah-
men keine konkreten Angaben. Geht man von den Angaben in der Haushaltsplanung des
Landkreises aus, so sind diese zwar erheblich, in Anbetracht des Haushaltsvolumens gemaf
des Entwurfs zum Haushaltsplan der Stadt Kéthen (Anhalt) fir das Haushaltsjahr 2017 je-
doch noch nicht so hoch, dass man von einer Einflussnahme auf den Gesamtbestand des
Haushaltes sprechen kann, die das Gleichgewicht des gesamten Haushaltes st6rt und in
einer Art und Weise zu einer Neuordnung des Gesamtgefliges zwingt, die zu einer wesentli-
chen Beeintrachtigung des Budgetrechts der Vertretung fuhren wirde. Folglich liegt kein
Verstol? gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 KVG LSA vor.

8.2 Die Frage, nach dem Sinn solcher Malinahmen in Anbetracht einer parallel vorgese-
henen Planung seitens der zustandigen Naturschutzbehérde stellt sich jedoch im Zusam-
menhang mit § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA. Es konnte sich vorliegend um ein Begeh-
ren handeln, welches ein gesetzwidriges Ziel verfolgt, da mit der Durchflihrung der begehr-
ten MaRnahme ein Verstol3 gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

(8 98 Abs. 2 KVG LSA) vorliegen konnte, weil die Erstellung neuer natur-, arten- und denk-
malschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen tatsachlich mit erheblichen
Kosten verbunden sein dirfte. Wie bereits erwéhnt, ist dem Entwurf des Haushaltsplanes
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld flr das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen, dass dieser flr
die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entsprechung seiner Ver-
ordnung Uber die Festsetzung der ,Fasanerie Kothen* als geschitzten Landschaftsbestand-
teil allein Kosten in Hohe von 50.000 Euro veranschlagt.

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Erstellung davon losgeldster, ohnehin genehmigungs-
bedirftiger Konzepte folglich eine Malinahme ware, welche gegen den Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit und damit gegen ein gesetzliches Gebot verst6R3t, ist den Ini-
tiatoren eines Birgerbegehrens jedoch der gleiche Spielraum zuzugestehen, wie der Kom-
mune selbst. Und hinsichtlich des Gebots, den Haushalt wirtschaftlich und sparsam zu fuh-
ren, haben die Kommunen einen weitgehenden, der gerichtlichen Uberpriifung nur ein-
schrankend zuganglichen Beurteilungsspielraum (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfas-
sungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 98 S.5). Rechtswidrig ist eine
MalRnahme nur dann, wenn sie mit den Grundséatzen verniinftigen Wirtschaftens schlechthin
unvereinbar ist oder wenn der Entscheidungsfreiraum in nicht mehr vertretbarer Weise tber-
schritten wurde (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.8). Davon kann vorliegend jedoch nicht ausgegangen wer-

den, denn die Tatsache, dass die Naturschutzbehérde eine Planung vornehmen mdchte,
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entbindet auch die Stadt nicht von der Méglichkeit eigene Planungen genehmigungsfahig zu

erstellen. Zumal dann nicht, wenn sie es sich wirtschaftlich leisten kann.

Auch der Umstand, dass die Stadt Kothen (Anhalt) sich zu Zeitpunkt des Blrgerbegehrens
noch in der vorlaufigen Haushaltsfiihrung befindet und somit den Beschrédnkungen des § 104
KVG LSA unterliegt, begriinden keinen Verstol3 gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA.

Denn zum einen ist fur die Erstellung einer Konzeption durch das Begehren ein Zeithorizont
vorgegeben, innerhalb dessen von der Planwirksamkeit der hierfiir benétigten Mittel ausge-
gangen werden kann und zum anderen, besteht fur Malinahmen zur Verkehrssicherung oh-
nehin eine rechtliche Verpflichtung wie auch dafur, diese auf Grundlage eines mit der Natur-
schutzbehoérde abgestimmten und genehmigten Pflege- und Entwicklungsplanes durchzuftih-

ren.

9. Das Birgerbegehren muss gemal § 26 Abs. 5 KVG LSA bis zu drei Personen be-
nennen, die berechtigt sind die Unterzeichner zu vertreten, eine mit Ja oder Nein zu beant-
wortende Fragestellung, eine Begriindung und einen durchfiihrbaren Vorschlag fur die De-
ckung der Kosten enthalten. Alle diese Angaben miissen sich auf jeder Unterschriftenliste
mit der Uberschrift ,Blrgerbegehren” oder ,Antrag auf Birgerentscheid“ befinden (VG Mag-
deburg, LKV 2004 S. 526). Bei der Prifung des Quorums wird das Vorliegen dieser Voraus-
setzungen ebenfalls geprift. Die inhaltliche Prifung erfolgt hier.

Die Fragestellung

Stimmen Sie dafir, dass sdmtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fur den Forst-
betrieb flr den Stadtwald Kéthen mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebs-
nummer 74) insbesondere und speziell fiir die Fldchen und Baumbesténde des ,Ziethe-
Busches" und der ,Fasanerie” geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjin-
gungsmafinahmen bis langstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach
unter Berlcksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege-
und Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-
schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in
Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-
scheidungsgremiums unter Berlcksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten
Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgefiihrt, gedndert und/oder neu aufgenommen zu

werden? (Ja/ Nein)
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Ist schwer verstandlich und erschlief3t sich erst nach mehrmaligem Lesen. Dennoch kann sie
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben mit Ja oder mit Nein beantwortet werden. Ferner
ist die Frage so formuliert, dass das mit dem Burgerbegehren verfolgte Ziel im Burgerent-

scheid mit der Antwort ,Ja“ unterstitzt werden kann.

Schlief3lich wurden mit Herrn Scholz, Herrn Stahl und Herrn Dr. Gahler auch auf den Unter-
schriftenlisten selbst die Personen benannt, die berechtigt sind, die Unterzeichner des Bur-
gerbegehrens zu vertreten. Die Hochstgrenze von bis zu drei Personen wurde eingehalten.

10. Das Birgerbegehren ist auch nicht deshalb unzulassig, weil es keine (ausreichende)
Begriindung enthalt. Eine schriftliche Begriindung gehort gemal § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG
LSA zum notwenigen Inhalt des Blrgerbegehrens und muss sich deshalb auf jeder Liste der
Unterzeichnungen wiederfinden (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A 458/03
MD -). Deshalb mussen auch die Griinde aus dem Schreiben der Herren Dr. Gahler und
Stahl vom 03.01.2017 nebst Anlagen aul3er Betracht bleiben; maf3geblich ist allein der Inhalt
der Unterschriftenlisten, da nur diese von den Unterstiitzern des Blrgerbegehrens unter-
zeichnet wurden. An die Begriindung werden keine besonderen gesetzlichen Anforderungen
gestellt. Die Begriindung kann kurz sein. Auch auf die Richtigkeit der Begriindung kommt es
nicht an, die in der Begriindung dargestellten Fakten muissen jedoch nach herrschender
Meinung zutreffend sein (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.12). Eine gewisse Uberzeichnung kann hingenom-
men werden, weil sich die Gegenposition in der offenen Auseinandersetzung vor der Ab-
stimmung ebenfalls Gehdr verschaffen kénnen muss. Die Begrindung dient dazu, die Unter-
zeichner Uber den Sachverhalt und die Argumente der Initiatoren aufzuklaren. Die Begrin-
dung muss auf die Fragestellung eingehen; aus ihr muss sich zumindest die Zielrichtung des
Birgerbegehrens ergeben (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.11). Die Begriindung ist damit in erster Linie als rein
formale Voraussetzung anzusehen. Diese liegt auch vor, denn die unter der Uberschrift

~Sachdarstellung” folgenden Ausfiihrungen,

Die ,Fasanerie" - denkmalgeschuitzter Landschaftspark im Herzen der Stadt Koéthen -
bewegt seit Jahren die Gemiiter. Sei es durch umfallende Baume, Verndssung. Kahl-
schlag- und AbholzungsmalRnahmen oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf
Einzelflachen von einem halben Hektar geplanten Kahlschlage wurde im Mérz 201 1 eine
Unterschriftensammlung gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Biir-
ger weitestgehend angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Be-
schlussvorlage 2012005/5 (1) das Betriebswerk fiir den Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen"
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zur Kenntnis genommen und in Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren
Betreuung in den nachsten 10 Jahren ausschliel3lich unter forstwirtschaftlichen Gesichts-
punkten erfolgt. Natur- und denkmalfachliche sowie kulturelle Belange bleiben unbertck-
sichtigt. Es soll ein Waldumbau ausschlief3lich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien er-
folgen. Insgesamt so!l auf den Flachen laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine
Gesamtnutzung von 2.537

Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste Malinahmen im Winterhalbjahr
2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahl-
schlag auf einer Flache von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 gm)
zu Verwustungen und Zerstdrungen, u. o. durch Anlage von Riickegassen, gefihrt. Fur
den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere Malsnhahmen auf einer Flache von 8,7 Hektar
(87-.000 gm) vorgesehen. Damit dirften weitere unkontrollierte und groRR3flachige Zersto-
rungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten-
und Fledermausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der
Okologischen und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebu-
sches nicht ansatzweise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Blrgerschaft - wenn
auch vielleicht forstwirtschaftlich noch fir sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Per-
spektive jedoch fir falsch gehalten und mit Unverstandnis begegnet.

Deshalb soll mittels eines Blrgerentscheids Uber folgende mit Ja oder Nein zu beantwor-

tende Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.

erfullen diese Voraussetzungen.

11. Das Birgerbegehren ist jedenfalls deshalb unzuléassig, weil es an einem nach den
gesetzlichen Bestimmungen durchfuhrbaren Vorschlag fur die Deckung der Kosten der ver-
langten MalRBnahme fehlt (8§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA).

Der Vorschlag fir die Deckung der Kosten soll eine hinreichende Entscheidungsgrundlage
fur die Bulrger bereitstellen, indem diese dartber informiert werden, welche Tragweite und
Konsequenzen die begehrte Entscheidung fir die finanzielle Lage der Gemeinde hat, gleich-
zeitig dient er dem Interesse an der Kostenneutralitat des Burgerbegehrens. Daher muss
der Kostendeckungsvorschlag grundsatzlich konkrete Feststellungen zu den voraussichtli-
chen Kosten (einschlief3lich von Einnameausféllen) enthalten sowie die Beschreibung der —
nicht gegen rechtliche Bestimmungen verstoRenden — Mittel und Wege, auf denen die Kos-
ten aufgebracht bzw. die Einsparungen verwirklicht werden sollen (vgl. OVG Magdeburg,
LKV 2014, S. 424). Ein solcher Finanzierungsvorschlag wird vom Gesetz auch verlangt, da

andernfalls ein Beschluss der Birgerschaft unter Umstanden von der Kommunalaufsicht
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beanstandet werden musste, weil finanzielle Mittel zur Durchfiihrung des Vorschlages weder
im Haushaltsplan enthalten sind noch im Wege einer Nachtragssatzung zur Verfiigung ge-
stellt werden kénnen (vgl. Lubking/Beck, Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-Anhalt,
Stand: 12/2010, § 25 Rdnr. 7). Dabei muss der Kostendeckungsvorschlag — zumindest Uber-
schlagig, ggf. geschatzt, aber schliissig — die Kosten angeben, um deren Deckung es geht,
inklusive der Folgekosten (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, 8§ 26 S. 12 ; Franz, Kommunalrecht Sachsen-Anhalt, 1.
Aufl. 2004, S. 254.

Gleichzeitig dirfen an den Kostendeckungsvorschlag aber keine tiberzogenen Anforderun-
gen gestellt werden und muss dessen Uberpriifung zudem an dem mit dem Birgerbegehren
bezweckten Vorhaben orientiert sein (vgl. OVG Magdeburg, LKV 2014, S. 425). Wenn es
sich um eine komplizierte Grundsatzentscheidung handelt, bei welcher die Entstehung von
Folgekosten noch von zahlreichen, nicht vorhersehbaren, Faktoren abhéangig ist, kann von
der sonst zumindest geforderten prognostischen Bezifferung der Hohe dieser Kosten abge-
sehen werden, weil eine derartige Prognose nicht leistbar erscheint. Ist also erkennbar, dass
mit dem Kostendeckungsvorschlag im Stadium eines Burgerbegehrens etwas Unmdgliches
abverlangt wird, darf ein fehlender Kostendeckungsvorschlag nicht zur Unzulassigkeit des
Begehrens fihren (OVG Frankfurt (Oder), LKV 2003, S.87). Es reicht dann zumindest aus,
wenn die Initiatoren von einer Kostenneutralitdt ausgehen und eine solche Prognose in der

Begriindung angeben.

Von vornherein keines Deckungsvorschlages bedarf es nur dann, wenn die beantragte Maf3-
nahme gar keine Kosten oder Einnahmeausfalle verursacht oder offensichtlich die glinstigere
zu einem von der Kommune beschlossenen Vorhaben darstellt (vgl. Miller/Wiegand in:

Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, 8§ 26 S. 12).

Unter der Uberschrift ,Kostendeckung“ machen die Initiatoren zunéchst folgende Ausfiihrun-

gen:
,FUr die Einstellung der im Betriebswerk flir den Forstbetrieb Stadtwald Kéthen mit Gul-
tigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fur die genannten Flachen und
Bestdnde vorgesehenen MalRhahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der
Kommune keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgefihrten
und in der breiten Bevdlkerung zu Emporung und Missmut gefiihrten Aktivitdten waren
defizitdr (Informationsvorlage 2016081 /). Auch die geplanten Mafinahmen fir den
Herbst/Winter 2016/2017 weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus.
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Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Perso-

nal- und Sachaufwand).”

Sie machen also zunéchst geltend, dass die Einstellung der im Betriebswerk fir den Forstbe-
trieb Stadtwald Kothen mit Gultigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fir die
genannten Flachen und Bestdnde vorgesehenen Maflinahmen des Betreuungsforstamtes
Dessau bis langstens 31.12.2018 keine Kosten verursachen wirde. Hinsichtlich des damit
einhergehenden Ausfalls von Einnahmen durch den Verzicht des Verkaufs des Holzes ma-
chen sie geltend, dass dieser Einnahmeausfall mit Blick auf die Kosten des Holzeinschlags
defizitar gewesen sei, so dass zumindest Kostenneutralitat bzw. sogar damit verbundene
Einsparungen prognostiziert werden. Das konnte fir diese begehrte MaRnahme, fur sich
genommen, noch als ausreichender Kostendeckungsvorschlag angesehen werden.

Soweit jedoch unterstellt wird, dass indirekte Kosten erspart wirden, handelt es sich um ei-
nen nicht durchfiihrbaren Deckungsvorschlag, weil zumindest die Personalkosten auch dann

anfallen, wenn die Mal3hahmen aus dem Betriebswerk unterbleiben.

Weiter flihren die Initiatoren aus:

,Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutz-
konzeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfang-
lich bereitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Birgerbewegung die Gegenfi-
nanzierung durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Birger sowie von regionalen
und Uberregionalen Organisationen und Korperschaften (Spenden und Sponsoring).
Darlber hinaus haben sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-
erklart, an den Konzeptionen ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die
Thematik hat mittlerweile Gber Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerk-

samkeit gefunden.”

Fraglich ist allerdings, ob diese Feststellungen ausreichen, damit ein gesetzmaRiger Kosten-
deckungsvorschlag vorliegt, denn es fehlt bereits an einer, wenn auch nur tberschlagigen
Angabe der voraussichtlich durch die geforderte MalRBnahme (Erstellung einer Erhaltungs-,
Pflege- und Schutzkonzeption) entstehenden Kosten. Die Unterzeichner des Begehrens
werden hierliiber vollkommen im Unklaren gelassen.

Ein Kostendeckungsvorschlag war vorliegend auch nicht entbehrlich. Denn es steht aul3er
Frage, dass die beantragte MalRnahme objektiv geeignet sein kann, Kosten zu verursachen.
Davon gehen die Initiatoren auch selbst aus, da sie insoweit in ihren Ausfiihrungen auf die

Bereitstellung hierfur notwendiger Mittel durch den Stadtrat abstellen und folglich auch nicht
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davon ausgehen, dass die von ihnen prognostizierten Einsparungen durch Einstellung der

MalRnahmen aus dem Betriebswerk ausreichen, um diese Kosten zu decken.

Die begehrte MaRnahme stellt auch nicht offensichtlich die billigere Alternative zu einem von
der Kommune bereits beschlossenen Vorhaben, hier das von den Initiatoren in diesem Zu-
sammenhang genannte Betriebswerk flr den Forstbetrieb Stadtwald Kdthen mit Gultigkeit
01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) dar.

Schon die Erstellung neuer Konzeptionen und erst recht die daraus resultierenden Maf3nah-
men sind jedoch objektiv mit Kosten verbunden. Wenn aber nicht ohne Weiteres erkennbar
ist, dass die beantragten Malinahmen die billigere Alternative darstellen, so sind im Antrag
zumindest Darlegungen dazu notig, aufgrund welcher Faktoren die vorgeschlagene Alterna-
tive fur kostenginstiger gehalten wird (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A
458/03 MD -). Aber auch daran fehlt es vorliegend.

Fraglich ist, ob es zumindest ausreicht, darauf zu verweisen, dass der Stadtrat, mithin die
Kommune selbst, die fur die Erstellung der Konzeptionen notwendigen Mittel bereit stellen
soll und alternativ die Initiatoren des Blrgerbegehrens die Gegenfinanzierung durch Ein-
werbung freiwilliger Leistungen der Blirger sowie von regionalen und lberregionalen Orga-

nisationen und Koérperschaften (Spenden und Sponsoring) sicherstellen wollen.

Eine Sammlung von Geldern in der Bevolkerung ist jedenfalls kein durchfuhrbarer Finanzie-
rungsvorschlag. Es ist nicht gewahrleistet, ob die Sammlung erfolgreich sein wird (vgl. Mil-
ler/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016,
§26S. 12).

Der Hinweis darauf, dass der Stadtrat die notwendigen Mittel bereitstellen solle, kann aber
nur dann als (noch) ausreichend angesehen werden, wenn - wie gesehen — selbst die einfa-
che und Uberschlagige Prognose etwaiger Kosten als schlichtweg nicht leistbar anzusehen
ware. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall. Sofern die Initiatoren eines Blrgerbegehrens
nicht die dafiir erforderlichen Kenntnisse haben, um die Kosten eine MalRhahme zu ermitteln,
haben sie zunéachst zuvor bei der Kommune entsprechende Informationen darlber einzuho-
len (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt,
Stand: 07/2016, § 26 S. 12). Diese ist gemaR § 26 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA auch verpflichtet,
im Rahmen ihrer Verwaltungskraft ihren Birgern bei der Einleitung des Begehrens behilflich
zu sein. Eine entsprechende Anfrage an die Kommune hat es jedoch nicht gegeben. Zudem
ist die Kostenermittlung fiir die begehrte MalRnahme vorliegend auch - zumindest tberschla-

gig — durch Anfragen bei entsprechenden Fachleuten ohne grof3en Aufwand méglich. Hinzu
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kommt, dass die Initiatoren selbst darauf verweisen, dass sich in Ihren Reihen entsprechen-
de Fachleute befinden bzw. dass sich bereits Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-
erklart haben mit ihnen zusammenzuarbeiten. Dies legt die Vermutung nahe, dass die Initia-
toren sehr wohl tber die Mittel und Fahigkeiten verfugen, die es ihnen ermoglich hatten, den
Unterzeichner auch tber die voraussichtlichen Kosten der Ma3Bnahmen aufzuklaren. An die-
sem Mal3stab gemessen sind die vorliegenden Ausfiihrungen nicht als ausreichend anzuse-
hen.

12. Uber die Zulassigkeit des Biirgerbegehrens entscheidet der Stadtrat. Hierbei ist er
ausschlie3lich an Recht und Gesetz gebunden, d. h. bei der Entscheidung Uber die Zulas-
sigkeit des Birgerbegehrens steht ihm kein Beurteilungs- oder Ermessensspielraum zu. (vgl.
Libking/Beck, a. a. O., § 25 Rdnr. 11; Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des
Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 16) Sind die Voraussetzungen erfillt und
liegt kein Ausschlussgrund vor, muss der Stadtrat das Begehren fir zulassig andernfalls fur

unzulassig erklaren.
13. Zusammenfassend ist festzustellen, dass es dem Birgerbegehren jedenfalls an ei-
nem hinreichenden Kostendeckungsvorschlag mangelt, da es keinerlei Angaben zu den vo-

raussichtlichen Kosten beinhaltet. Das Blrgerbegehren ist deshalb unzulassig.

14. Die getroffene Entscheidung des Stadtrates wird ortsiiblich 6ffentlich im Amtsblatt der
Stadt Kéthen (Anhalt) bekannt gemacht (8 26 Abs. 6 Satz 2 KVG LSA).
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